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Das 7. Plenum des Zentralkomitees der SED 
und die Arbeit der Juslizorgane

Von Dr. HILDE BENJAMIN, Minister der Justiz

Der V. Parteitag der SED stellte als ökonomische 
Hauptaufgabe, die inzwischen Allgemeingut der Werk­
tätigen der DDR geworden ist: bis zum Jahre 1961 
Westdeutschland im Pro-Kopf-Verbrauch der wichtig­
sten Konsumgüter einzuholen und zu überholen. Es 
wird nicht selten übersehen, daß es sich hierbei nicht 
nur um eine ökonomische Zielsetzung handelt, die in 
historisch kurzer Zeit den Lebensstandard der Bevöl­
kerung der DDR auf eine bisher nicht gekannte Höhe 
heben wird; es muß immer wieder betont werden, daß 
sich gerade in dieser ökonomischen Hauptaufgabe in 
besonders klarer und leicht zu verstehender Weise die 
Einheit von Politik und Ökonomie verkörpert. Wir 
stellen uns diese ökonomische Hauptaufgabe nicht nur 
um unserer eigenen Annehmlichkeiten willen, sondern 
um durch ihre Lösung den westdeutschen Arbeitern 
und allen friedliebenden, patriotischen Menschen in 
Westdeutschland in der Periode der Atomaufrüstung 
und des inneren Terrors die richtige Orientierung zu 
geben, d. h. die Orientierung dahin, daß auch für sie 
nur ein von der Ausbeutung durch Monopolherren und 
Großgrundbesitzer und der Herrschaft der Militaristen 
befreites Deutschland der gesamten Bevölkerung ein 
friedliches, kulturvolles und glückliches Leben sichert 
und zugleich den Herd des Krieges in Europa beseitigt.

Um die Beschlüsse des V. Parteitages durchzusetzen, 
hat sich das Zentralkomitee der SED auf seinen Plenar­
tagungen seit dem V. Parteitag nacheinander — und 
■damit in allgemein vorbildlicher Arbeitsweise ein 
Kettenglied nach dem anderen aufnehmend — mit den 
sich daraus ergebenden Hauptaufgaben beschäftigt, so 
vor allem mit der sozialistischen Rekonstruktion der 
Industrie, mit dem Siebenjahrplan und seiner Durch­
setzung in der Industrie und mit der sozialistischen 
Schule als der Grundlage für die Erziehung der Men­
schen, die diese großen Aufgaben durchführen sollen.

Nunmehr hat das 7. Plenum vor die gesamte Partei 
und alle Werktätigen die Aufgabe gestellt, auch auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft die Erfüllung der öko­
nomischen Hauptaufgabe und des Sieben jahrplanes zu 
sichern.

Die Behandlung der Fragen der Landwirtschaft nahm 
drei volle Tage in Anspruch. Das Bild dieses Plenums 
war ungewöhnlich und eindrucksvoll durch die große 
Anzahl der Gäste; es waren Wissenschaftler, die besten 
LPG-Vorsitzenden, hervorragende Brigadiere und 
Viehpfleger als Gäste anwesend, Parteilose und Mit­
glieder der Blockparteien. Neben den gründlichen Aus­
führungen der Wissenschaftler, durch die zum Aus­
druck kam, wie sie sich für die Entwicklung der Land­
wirtschaft verantwortlich fühlen, waren besonders ein­
drucksvoll die Beiträge von LPG-Vorsitzenden und 
hervorragenden Genossenschaftsbauern. So zollte das 
Plenum den Ausführungen der parteilosen Viehpflege­
rin Erna Sander, die von tiefstem Staatsbewußtsein 
und sozialistischem Verantwortungsgefühl durch­
drungen waren, großen Beifall. Ihren Hinweis, daß es 
genügend Schulen gebe, auf denen man das den heu­
tigen Anforderungen entsprechende Wissen erwerben 
könne, sollten auch die Justizorgane bei der Einschät­
zung der Verantwortlichkeit für schlechte, eine Ge­

nossenschaft schädigende Arbeit von Genossenschafts­
vorsitzenden und Funktionären beachten.

Wenn wir als Funktionäre der Justiz fragen, was 
uns von diesem Plenum betrifft, dann muß man sagen: 
alles.

Einer der Punkte der Kritik, der in Vorbereitung 
und Durchführung der Parteiaktivtagungen der Justiz­
organe im vergangenen Jahr zu Recht am häufigsten 
festgestellt wurde, war, daß die Parteibeschlüsse un­
genügend und oberflächlich studiert werden. Das
7. Plenum verpflichtet alle Mitarbeiter der Justiz, sich 
seine Beschlüsse sehr gründlich anzueignen und zur 
Grundlage der gesamten Arbeit zu machen. Die wich­
tigsten Reden dieses Plenums sind bereits in der Zei­
tung „Neues Deutschland“1 veröffentlicht worden. Dar­
unter haben besonderes Gewicht die Ausführungen des 
Ministerpräsidenten, Genossen Otto Grotewohl, und 
die des Ersten Sekretärs des Zentralkomitees, Genos­
sen Walter Ulbricht.

Genosse Otto G r o t e w o h l  stellte fest, daß mit 
dem 7. Plenum die Fragen der Landwirtschaft noch 
mehr und bedeutungsvoller in den Vordergrund ge­
rückt werden müssen als bisher. Das darf jedoch nicht 
dazu führen, daß wir nun wieder in das andere Ex­
trem fallen und über der Landwirtschaft die Fragen 
der Industrie vernachlässigen. Die Fragen der Indu­
strie und der Landwirtschaft stehen in ihrer Bedeu­
tung und der ökonomischen und politischen Ver­
bundenheit eng und untrennbar nebeneinander. Dies 
folgt nicht nur aus dem politischen Bündnis der Ar­
beiterklasse mit der Bauernschaft; das 7. Plenum zeigte 
auch die unmittelbare ökonomische Verbundenheit 
zwischen der Landwirtschaft einerseits und der Chemie­
produktion, dem Landmaschinenbau und dem Bau­
wesen andererseits.

Die Aufgaben, die das 7. Plenum der Landwirtschaft 
stellt, sind: die Bevölkerung entsprechend dem wach­
senden Verbrauch mit Produkten aus der Landwirt­
schaft voll zu versorgen und die westdeutsche Land­
wirtschaft in den Hektarerträgen und in der Produk­
tion aus der Viehwirtschaft je Hektar landwirtschaft­
licher Nutzfläche zu übertreffen. Das bedeutet, daß die 
Produktion in jedem landwirtschaftlichen Betrieb 
maximal zu erhöhen ist, um die größeren Bedürfnisse 
an Lebensmitteln zu befriedigen, und zwar so, daß die 
Kuhbestände bereits 1963 die für 1965 geplanten Ziffern 
erreichen und alle anderen Positionen des Siebenjahr­
planes so vorfristig wie möglich erfüllt werden. Das 
hat zur Voraussetzung, daß in der sozialistischen Groß­
wirtschaft, die in zunehmendem Maße die herrschende 
Form der Wirtschaft sein wirdr in den volkseigenen 
Gütern und den LPGs, die Methoden der landwirt­
schaftlichen Produktion so entwickelt werden, wie es 
dem technisch-wissenschaftlichen Höchststand in der 
Welt entspricht. Hiermit muß vorrangig in den spezia­
lisierten Produktionszweigen der fortgeschrittensten
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